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Aufgaben der Gerichte beim Kampf gegen verantwortungsloses Verhalten 
im Straßenverkehr
Der nachstehende Beitrag ist ein geringfügig überar­
beiteter Auszug aus dem Referat, das der Verfasser auf 
der 23. Plenartagung des Obersten Gerichts am 2. Tuli 
1969 gehalten hat. D. Red.

Die auch in der DDR immer komplizierter werdenden 
Verkehrsbedingungen, die vor allem durch eine stän­
dige Zunahme der Verkehrsdichte gekennzeichnet sind, 
erfordern es, daß der sozialistische Staat und die sozia­
listische Gesellschaft erhöhte Anstrengungen unterneh- 

v men, um den sich aus diesen Verkehrsbedingungen 
ergebenden Gefahren für das Leben und die Gesund­
heit der Bürger zu begegnen und Schäden an Trans­
portmitteln, Transportgütern und Verkehrsanlagen wei­
testgehend zu vermeiden. Die Dringlichkeit dieses An­
liegens wird u. a. auch im Beschluß des Ministerrates 
über Maßnahmen zur weiteren Erhöhung der Sicher­
heit im Straßenverkehr vom 19. Februar 1969 nach­
drücklich unterstrichen.
Wenngleich die Erhöhung der Verkehrssicherheit auch 
eine Reihe von Maßnahmen zur Verbesserung der Ver­
kehrsorganisation, zur Gewährleistung eines verkehrs­
sicheren Zustandes der Straßenfahrzeuge und einer 
guten Befahrbarkeit der Straßen und deren weiteren 
Ausbau erfordert, so ist doch die Erhöhung der Ver­
kehrssicherheit und damit eine Senkung der Verkehrs­
unfälle primär nur dam} zu erreichen, wenn es gelingt, 
alle Verkehrsteilnehmer im zunehmenden Maße zu 
einem aufmerksamen und rücksichtsvollen Verhalten 
im Straßenverkehr zu erziehen. In dieser Aufgaben­
stellung und ihrer Verwirklichung offenbart sich — 
ebenso wie auch in allen anderen Bereichen — die Über­
legenheit des sozialistischen Gesellschaftssystems ge­
genüber kapitalistischen Staaten bei der Lösung der 
Verkehrsprobleme. Wir können und müssen die großen 
erzieherischen Potenzen, die der sozialistischen Men­
schengemeinschaft immanent sind und die auf dem 
Gebiet der Verkehrserziehung in der Initiative und 
Aktivität vieler ehrenamtlicher Kräfte — z. B. in den 
Verkehrssicherheitsaktiveh der Betriebe und Gemein­
den, in den Motorsportclubs des Allgemeinen Deutschen 
Motorsport-Verbandes (ADMV) und anderen Organisa­
tionen — sichtbaren Ausdruck finden, voll ausschöpfen. 
Die Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit 
erfordern ein komplexes Zusammenwirken der zustän­
digen staatlichen Organe und gesellschaftlichen Orga­
nisationen. In diesem System gewinnt auch die Tätig­
keit der Gerichte zunehmend an Bedeutung, denn es 
gilt, den gesamtgesellschaftlichen Erziehungsprozeß zu 
einem aufmerksamen und rücksichtsvollen Verhalten 
auch mittels des Strafrechts zu fördern und zu unter­
stützen, soweit dies zugleich zum wirksamen Schutz der 
Verkehrsverhältnisse bei gesellschaftswidrigen Auswir­
kungen als Ergebnis verantwortungslosen Verhaltens 
notwendig ist.
Der Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts zu 
einigen Fragen der Rechtsprechung in Verkehrsstraf­
sachen1, der diesem Ziel dienen soll, beruht auf den 
Erfahrungen, die seit dem Inkrafttreten des neuen StGB 
auf dem Gebiet der Verkehrsstrafrechtsprechung ge­
sammelt wurden. Er konzentriert sich auf in der Praxis 
aufgetretene Probleme, verwertet auch die Erkenntnisse 
anderer Wissenschaftszweige und soll dazu beitragen, 
daß die Einheitlichkeit und Stabilität der Rechtsanwen-

1 Der Beschluß ist in diesem Heft veröffentlicht.

dung gewährleistet und die Effektivität der Rechtspre­
chung erhöht wird.

Zum Tatbestand der Herbeiführung 
eines schweren Verkehrsunfalls
Nach § 196 Abs. 1 StGB liegt ein schwerer Verkehrs­
unfall u. a. vor, wenn durch den Unfall eine erhebliche 
Schädigung der Gesundheit eines anderen Menschen 
verursacht wurde. Die Beantwortung der Frage, was 
eine „erhebliche Gesundheitsschädigung“ ist, ergibt sich 
in erster Linie aus der Art der Verletzung zum Zeit­
punkt der Tat. Dadurch wird eine Bagatellisierung des 
Umfangs der gesundheitlichen Beeinträchtigung in den 
Fällen vermieden, in denen zum Zeitpunkt der Durch­
führung der Hauptverhandlung die Unfallfolgen wei­
testgehend verheilt sind.
Eine beispielhafte Aufzählung von Fällen der erheb­
lichen Gesundheitsschädigung wird bewußt vermieden. 
Wann eine Gesundheitsschädigung „erheblich“ ist, kann 
nur im jeweiligen Einzelfall und in der Regel nur an 
Hand einer ärztlichen Stellungnahme festgestellt wer­
den. Das ist auch der Grund, weshalb die Erheblichkeit 
einer Gesundheitsschädigung nicht vorrangig oder in 
Verbindung mit der Art der Verletzung von einer / 
bestimmten Krankheitsdauer abhängig gemacht wird.
Die Festlegung, daß bei etwa zehn verletzten Menschen 
eine „Vielzahl von Menschen“ i. S. des § 196 Abs. 1 
StGB vorliegt, folgt aus dem rechtspolitischen Sinn 
dieser Bestimmung, der darin besteht, Menschenan­
sammlungen vor den Gefahren des Straßenverkehrs zu 
schützen. Mit dieser Festlegung wird die bisherige 
unterschiedliche Praxis der Gerichte überwunden 
werden.
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
beide Tatbestandsalternativen des § 196 Abs. 1 StGB 
gleichzeitig verwirklicht sein können, nämlich dann, 
wenn innerhalb einer Vielzahl von verletzten Menschen 
eine oder mehrere Personen eine erhebliche Gesund­
heitsschädigung erlitten haben.
Die Auslegung des Tatbestandsmerkmals „Beschädigung 
oder Vernichtung bedeutender Sachwerte“ in dem 
Sinne, daß es sich um Sachwerte von gesellschaft­
lichem und nicht nur von persönlichem Wert handeln 
muß, geht davon aus, daß dieses Merkmal im Interesse 
des Schutzes der Aufgaben des sozialistischen Trans­
portwesens als strafbegründend in den Tatbestand auf­
genommen wurde. Es stellt im übrigen einen der weni­
gen Fälle einer Erweiterung der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit gegenüber der früheren gesetzlichen 
Regelung dar. Eine Ausweitung des Begriffs „Sachwert“ 
auf andere Bereiche würde dem Anliegen dieser Be­
stimmung nicht entsprechen. Der Beschluß wendet sich 
andererseits^ aber auch gegen die zuweilen vertretene 
Auffassung, daß die Beschädigung bedeutender Sach­
werte auch bedeutende Ausmaße annehmen müsse.
Die Aussagen des Beschlusses über die Voraussetzun­
gen fahrlässiger Schuld beziehen sich zwar in erster 
Linie auf Verkehrsstraftaten, gehen aber in ihrer Be­
deutung darüber hinaus und betreffen Grundprobleme 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit für fahrlässiges 
Handeln.
Der Hinweis im Beschluß, „daß die mit der ständig 
zunehmenden Verkehrsdichte steigenden Anforderun­
gen durchaus von allen Verkehrsteilnehmern erfüllt 
werden können, dennoch aber menschliches Versagen
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